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	Vorlage Nr.  2255.2 

Laufnummer 14652


Postulat von Kurt Balmer
betreffend Arbeitspensen der ordentlich gewählten Richter
(Vorlage Nr. 2255.1 - 14353)
Bericht und Antrag des Obergerichts und des Verwaltungsgerichts
vom 4. April 2014
Sehr geehrter Herr Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren

Kantonsrat Kurt Balmer, Risch, reichte am 14. Mai 2013 ein Postulat ein, mit welchem der Regierungsrat respektive die zuständigen Gerichtsbehörden eingeladen werden, dem Kantonsrat eine Vorlage zu präsentieren, wonach bei gewählten ordentlichen hauptamtlichen Richterinnen und Richtern nur noch ein Vollamt oder eventualiter auch eine 50 %-Stelle möglich ist. 

Als Begründung führte der Postulant aus, man gehe bei einer gewählten Richterin / einem gewählten Richter davon aus, dass selbstverständlich mindestens ein 100 %-Pensum, tendenziell eher mehr geleistet werde. Könne ein Pensum reduziert werden, sei unklar, von welchem Grundpensum ausgegangen werden müsse (z.B. von 120 % oder 130 %). Im Sinne der Gleichstellung aller Richterinnen und Richter sei eine klarere (transparentere) Regelung nötig und auf Reduktionen von bis zu 20 % sei zu verzichten, ansonsten modernere Formen wie Homeoffice auch geregelt werden müssten. Eventuell sei zu prüfen, ob eine 50 %ige Stellenaufteilung sinnvoll und möglich sei. Es stelle sich nach aktueller Gesetzgebung auch die Frage, unter welchen Voraussetzungen Pensen bis auf 120 % erhöht und vergütet werden könnten. Solche Diskussionen sollten vermieden werden. Selbstverständlich sollten (vorübergehende) krankheitsbedingte Teilpensen weiterhin möglich sein. 
Der Kantonsrat überwies das Postulat am 27. Juni 2013 an das Obergericht und an das Verwaltungsgericht (Vorlage Nr. 2255.1 - 14353). Den nachfolgenden Bericht gliedern wir wie folgt:

1. Ausgangslage
2. Grundsätzliches zu Teilzeitstellen
3. Aktuelle Regelung
4. Fazit
5. Antrag
1. Ausgangslage
Die Richterinnen und Richter werden im Kanton Zug vom Volk gewählt. Die Anzahl der Stellen wird im Gesetz festgelegt (für die beiden oberen Gerichte) bzw. durch den Kantonsrat bestimmt (für die erstinstanzlichen Gerichte). Bis 2010 waren die ordentlichen Mitglieder der Gerichte entweder im Hauptamt oder im Nebenamt tätig. Eine gesetzliche Grundlage für die Besetzung eines Hauptamts mit einem Teilpensum fehlte. Dementsprechend arbeiteten alle hauptamtlichen Richterinnen und Richter mit einem Vollpensum von 100 %. Das Verwaltungsgericht behalf sich damals damit, dass es zwei nebenamtlichen Mitgliedern je nach Bedarf ein bestimmtes Teilpensum zuteilte. Die Finanzierung dieser beiden Stellen erfolgte nach Absprache mit der Justizprüfungskommission über das vom Kantonsrat zu bewilligende Budget. Seit das Verwaltungsgericht über drei Hauptämter verfügt, wird von dieser Möglichkeit nur noch im Umfang von einem 50 %-Pensum für eine nebenamtliche Richterin Gebrauch gemacht. Das Pensum wird jährlich überprüft und bei Bedarf bestätigt. Beim Obergericht war diese Lösung nicht möglich, da die nebenamtlichen Mitglieder nicht über die nötige zeitliche Kapazität verfügten. Bei den erstinstanzlichen Gerichten waren Teilpensen seit 1993 von vornherein ausgeschlossen, weil es seither keine Nebenämter mehr gab. 
Im Zusammenhang mit der Einführung der schweizerischen Prozessordnungen (Zivilprozessordnung und Strafprozessordnung, SR 272 und SR 312.0) per 1. Januar 2011 musste auch das Gerichtsorganisationsgesetz des Kantons Zug (GOG, BGS 161.1) einer Totalrevision unterzogen werden. Dabei wurde für den Bereich der Zivil- und Strafrechtspflege eine gesetzliche Grundlage für Teilämter geschaffen. Gemäss § 14 Abs. 3 und 4 GOG legt der Kantonsrat vor der Wahl für alle Gerichte die Zahl der Voll-, Teil- und Nebenämter sowie die Beschäftigungsgrade der Teilämter fest. Der Beschäftigungsgrad für ein Teilamt beträgt dabei mindestens 50 %. Dies erlaubt es, Teilzeitstellen für Richterinnen und Richter zu schaffen. Während laufender Amtsperiode kann das Obergericht mit Zustimmung der betroffenen Personen Veränderungen des Beschäftigungsgrades bis zu 20 Stellenprozenten vornehmen, dies jedoch nur innerhalb der vom Kantonsrat für ein Gericht gesamthaft festgelegten Stellenprozente (§ 14 Abs. 5 GOG).
Das Gesetz unterscheidet somit seit 2011 für die Zivil- und Strafrechtspflege zwischen voll-, teil- und nebenamtlichen Mitgliedern der Gerichte:
· Vollamt: ordentliches Mitglied mit einem Beschäftigungsgrad von 100 %
· Teilamt: ordentliches Mitglied mit einem Beschäftigungsgrad von mindestens 50 %, aber weniger als 100 %
· Nebenamt: ordentliches Mitglied, das neben anderen beruflichen Tätigkeiten in der Rechtsprechung tätig ist, in der Regel ohne festen Beschäftigungsgrad
(Auszug aus dem Bericht und Antrag des Obergerichts vom 15. Dezember 2009 zur Totalrevision des Gerichtsorganisationsgesetzes, Vorlage Nr. 1886.1 - 13278)
Das Verwaltungsrechtspflegegesetz (VRG, BGS 162.1) enthält diesbezüglich keine Regelung. Es verwendet in § 54 Abs. 2 den Begriff Hauptamt. Im Gegensatz zum Vollamt muss dieses zwar nicht unbedingt einen zeitlichen Einsatz von 100 % bedeuten. Es lässt theoretisch die Ausübung einer Nebentätigkeit zu. Aktuell arbeiten jedoch alle drei hauptamtlichen Mitglieder des Verwaltungsgerichts im Vollamt, das heisst mit einem Arbeitspensum von 100 %. Eine eigentliche gesetzliche Grundlage für die Schaffung von Teilämtern gibt es in diesem Bereich nicht.
2. Grundsätzliches zu Teilzeitstellen
Der Kanton Zug legt als Arbeitgeber Wert darauf, dass beide Geschlechter ausgewogen vertreten sind und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in allen Organisationseinheiten der kantonalen Verwaltung und der Gerichte erleichtert wird. Im Personalgesetz wird daher festgehalten, dass zum Zwecke vermehrter Flexibilisierung der Arbeitszeitgestaltung der Zugang zur Teilzeitbeschäftigung auf allen Stufen offen sein soll, soweit nicht die Aufgabenerfüllung oder der geordnete Betriebsablauf beeinträchtigt werden oder organisatorische, betriebswirtschaftliche und sozialpolitische Gründe entgegenstehen (§ 3 Abs. 1 Personalgesetz, BGS 154.21). Vermehrte Teilzeitarbeit auch auf Kaderstufe soll nicht nur der Untervertretung des weiblichen Geschlechts in diesem Bereich entgegenwirken, sondern auch Vätern erlauben, verstärkt familiäre Verpflichtungen wahrnehmen zu können. 
Die vom Volk gewählten hauptamtlichen Richterinnen und Richter sind Mitarbeitende, die im Sinne des Personalgesetzes und der Personalverordnung in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis stehen (§ 1 Personalverordnung, BGS 154.211). Die Personalgesetzgebung des Kantons Zug ist damit, soweit einzelne Bestimmungen nicht aufgrund der Natur des Arbeitsverhältnisses mit Behördenmitgliedern ausgeschlossen sind, auch für die Richterinnen und Richter anwendbar. 
Richterstellen eignen sich aufgrund der Einzelfallbearbeitung im Allgemeinen gut für Teilzeitarbeit. Die Fallzuteilung lässt sich entsprechend dem Beschäftigungsgrad steuern. Die Richterinnen und Richter haben ihre genau abgegrenzten Zuständigkeitsbereiche. Gemeinsame Sitzungen sind nur nötig bei Fällen, welche in die Zuständigkeit des  Kollegialgerichts fallen, oder bei Plenarsitzungen. Die Sitzungstermine können so angesetzt bzw. die Arbeitszeiten so gelegt werden, dass die Anwesenheit der Richterinnen und Richter bei Terminen gewährleistet ist. 
3. Aktuelle Regelung
Zivil- und Strafrechtspflege

Das Gerichtsorganisationsgesetz schafft zwar die Grundlage für Teilpensen für Mitglieder der Gerichte in der Zivil- und Strafrechtspflege. Es obliegt aber grundsätzlich dem Kantonsrat, die Pensen festzusetzen. Er setzt diese jeweils vor der Wahl auf Antrag des Obergerichts fest. Der Kantonsrat hat es somit in der Hand, im Einzelfall zu entscheiden, ob und in welchem Umfang Teilpensen zugelassen werden. Seit Inkrafttreten des Gerichtsorganisationsgesetzes wurde noch kein entsprechender Antrag gestellt, weder vor den Gesamterneuerungswahlen im Jahr 2012, noch für die Ersatzwahl Ende 2013. Dem Obergericht gibt das Gesetz nur einen kleinen Spielraum. Es kann während der laufenden Amtsperiode, im Rahmen der für ein Gericht gesamthaft festgelegten Stellenprozente und mit Zustimmung der betroffenen Personen, die Beschäftigungsgrade der Richterinnen und Richter bis zu höchstens 20 Stellenprozente verändern. Das Obergericht kann damit auf Bedürfnisse der Richterinnen und Richter bzw. der Gerichte während der Amtsperiode reagieren. Es kann aber nie über das vom Kantonsrat festgelegte Gesamtpensum eines Gerichts hinausgehen. Selbstverständlich ist im Einzelfall eine Erhöhung über 100 % bzw. eine Senkung unter 50 % nicht möglich. 
Zwar trifft es zu, dass Richterinnen und Richter bei einem grossen Arbeitsanfall mehr als die vorgeschriebenen 42 bzw. 43 Stunden pro Woche arbeiten. Trotzdem kann das Arbeitspensum nie höher als 100 % sein und es wird nie mehr als 100 % vergütet. Es ist damit immer klar, von welchem Pensum bei einer Änderung auszugehen ist, nämlich vom formell zugeteilten Pensum. Da zur Zeit mit Ausnahme der beiden nebenamtlichen Mitglieder des Obergerichts alle Mitglieder der Gerichte in ein Vollamt gewählt sind, hat das Obergericht nur die Möglichkeit, Pensen auf bis zu 80 % zu senken. Pensen unter 80 % sind momentan nicht möglich. Pensen über 100 % sind von vornherein ausgeschlossen. Die Regelung im Gerichtsorganisationsgesetz ist genügend klar. 
Andere Arbeitsformen wie Homeoffice müssen für die Gerichte nicht separat geregelt werden. Soweit dem Amtsgeheimnis Rechnung getragen wird, ist es selbstverständlich den Mitgliedern der Gerichte überlassen, ob sie am Abend oder am Wochenende zu Hause arbeiten wollen. Während der üblichen Bürozeiten arbeiten sie aber grundsätzlich in ihren Büros bzw. in den vom Kanton zur Verfügung gestellten Arbeitsräumen. Aktuell gibt es keine Möglichkeit, von ausserhalb auf die Geschäftskontrolle oder die elektronische Dateiablage der Gerichte zuzugreifen.

Die Aufteilung eines Vollamts auf zwei Teilämter zu je 50 % ist gemäss Gerichtsorganisationsgesetz grundsätzlich möglich. Dafür ist keine Gesetzesänderung notwendig. Aus den oben dargelegten Gründen läge eine solche Aufteilung momentan - auf Antrag des Obergerichts - einzig in der Kompetenz des Kantonsrats. Inwieweit die Aufteilung auf zwei halbe Stellen jedoch die vom Postulanten vermuteten Unklarheiten vermeiden würde, ist nicht klar.
Ebenfalls nicht ersichtlich ist, inwieweit die aktuelle Regelung Probleme bei der Gleichstellung verursachen könnte. Die Möglichkeit, Teilpensen zu schaffen, trägt im Gegenteil zur Gleichstellung bei. Es ist im heutigen Arbeitsalltag völlig normal, dass Personen mit der gleichen Funktion teilweise unterschiedliche Pensen ausüben. Es gibt keinen Grund, weshalb das bei Richterinnen und Richtern anders sein soll. Sollten einmal mehrere Personen ihr Pensum ändern wollen, wäre in Absprache mit diesen und dem betroffenen Gericht eine Lösung zu finden. Bei Pensenänderungen von mehr als 20 % wäre zudem ein Antrag an den Kantonsrat notwendig. Die aktuell geltende Regelung ist klar und transparent. Eine Änderung ist nicht notwendig.
Bisher machte das Obergericht nur in einem Fall von seiner Kompetenz Gebrauch. Die Arbeitslast beim Strafgericht liess es zu, das Arbeitspensum eines Mitglieds vorübergehend auf 80 % zu reduzieren. Die Reduktion wurde jeweils nur für sechs Monate und erst nach detaillierter Prüfung der Pendenzenlast bewilligt. Inzwischen hat die Arbeitsbelastung beim Strafgericht allerdings wieder zugenommen. Alle Richterinnen und Richter beim Strafgericht arbeiten derzeit wieder mit einem 100 %-Pensum. 
Verwaltungsrechtspflege

Wie bereits erwähnt, gibt es nach zugerischem Recht am Verwaltungsgericht nur Hauptämter, nicht Vollämter. Das Verwaltungsrechtspflegegesetz sieht in § 53 vor, dass das Verwaltungsgericht aus dem Präsidenten, sechs Mitgliedern und sechs Ersatzleuten besteht. Gemäss § 54 Abs. 2 VRG bezeichnet der Kantonsrat den Präsidenten, der im Hauptamt tätig ist. Er kann weitere hauptamtliche Richter bezeichnen. Für das Verwaltungsgericht wurden mit Kantonsratsbeschlüssen vom 25. Januar 1996 betreffend zweites Hauptamt ab der Amtsperiode 1997-2000 (BGS 161.813) und vom 29. Januar 2009 betreffend drittes Hauptamt ab 2009 (BGS 161.814) drei hauptamtliche Mitglieder beschlossen. Weder dieser Beschluss noch das Verwaltungsrechtspflegegesetz sehen somit die allfällige Schaffung von Teilzeit- bzw. Teilämtern am Verwaltungsgericht vor. Vielmehr lässt die geltende gesetzliche Regelung eine solche offensichtlich nicht zu ("numerus clausus" der gewählten Richter und Richterinnen). Die Aufteilung oder Gestaltung der drei Hauptämter in Teilämter waren am Verwaltungsgericht noch nie ein Thema und es besteht auch heute kein unmittelbarer Handlungsbedarf, auch wenn die gesellschaftspolitische Bedeutung von Teilzeitämtern an den Gerichten nicht verkannt wird. 

Grundsätzlich leisten die hauptamtlichen Mitglieder am Verwaltungsgericht seit jeher ohne Einschränkungen ein 100 %-Pensum. Der theoretisch verbleibende Raum für die Ausübung einer Nebentätigkeit wurde noch nie genutzt. Auch hat sich die Frage einer Pensumsreduktion nie gestellt, weder auf persönlichen Wunsch eines Gerichtsmitglieds noch aus gesundheitlichen Gründen. Sollte sich die Frage aber z.B. aus gesundheitlichen Gründen einmal vorübergehend stellen, so könnte eine solche - sofern notwendig - im angezeigten Masse einzig durch ein entsprechendes Teilpensum zugunsten der nebenamtlichen Richter oder Richterinnen oder von Ersatzmitgliedern aufgefangen werden. Bei einer solchen Pensumsreduktion wäre bei dessen Berechnung zweifellos von einem Grundpensum von 100 % auszugehen, ohne dass es hierfür einer speziellen Regelung bedürfte. Diesbezüglich würde das Verwaltungsgericht, wie es praxisgemäss in allen wichtigen Fragen der Gerichtsverwaltung verfährt, sich mit der Justizprüfungskommission besprechen. Ausgeschlossen erscheint dem Verwaltungsgericht demgegenüber eine Erhöhung des vergüteten Pensums des Hauptamts auf die erwähnten 120 %. Zu ergänzen ist hier, dass sich das Verwaltungsgericht, wie bereits angesprochen, bei ausgewiesenem Bedarf zeitweise damit behilft, nach Absprache mit der Justizprüfungskommission und im Rahmen des Budgets nebenamtlichen Mitgliedern allenfalls ein bestimmtes Teilpensum zuzuteilen. Dies ist gegenwärtig im Umfang von einem 50 %-Pensum für eine nebenamtliche Richterin der Fall.
4. Fazit
Die vom Postulanten aufgeführten Unklarheiten bzw. Gefahren bestehen aus Sicht von Obergericht und Verwaltungsgericht nicht. 
Durch die Möglichkeit, attraktive Teilzeitstellen mit Verantwortung zu schaffen, wird ein wichtiges gesellschaftspolitisches Anliegen umgesetzt. Es ermöglicht auch hochqualifizierten Arbeitskräften, ihre Familienpflichten mit beruflicher Tätigkeit zu verbinden. Ihre Arbeitskraft bleibt dadurch dem Kanton erhalten. Zudem wird damit ermöglicht, auf die persönliche Situation angepasste Lösungen zu finden, die nicht nur die Wahl zwischen Vollpensum oder Rücktritt offen lassen. Beispielsweise können - soweit das Gerichtsorganisationsgesetz anwendbar ist - mit einem Teilrücktritt aus gesundheitlichen Gründen oder im Hinblick auf die Pensionierung wertvolle Ressourcen erhalten bleiben. Auch wenn die Möglichkeit von Teilpensen in der kurzen Zeitspanne seit Anfang 2011 kaum genutzt wurde, ist die Beibehaltung familienfreundlicher Rahmenbedingungen nach aktueller gesetzlicher Regelung unabdingbar, damit die Gerichte als Arbeitgeber attraktiv bleiben. 
Vor diesem Hintergrund und da die aufgezeigte Schaffung von Teilämtern in der Zivil- und Strafrechtspflege erst seit 2011 möglich ist, überrascht es, dass dies nun bereits wieder verändert bzw. in Frage gestellt werden soll, zumal es bisher keinerlei Probleme damit gab.

5. Antrag

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragen wir Ihnen:
· Die Vorlage Nr. 2255.1 - 14353 sei nicht erheblich zu erklären.

Zug, 4. April 2014
Mit vorzüglicher Hochachtung

Obergericht des Kantons Zug
Verwaltungsgericht des Kantons Zug
Die Präsidentin: Iris Studer-Milz
Der Präsident: Peter Bellwald
Die Generalsekretärin: Manuela Frey
Der Generalsekretär: Aldo Elsener
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